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B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

217 Ordnungsbehördliche Verordnung zur einst
weiligen Sicherstellung des Naturschutzgebietes 
„Davert“ im Bereich der Stadt Münster im Regie
rungsbezirk Münster

Aufgrund
des § 22 Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG 
in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I, S. 2542), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04.03.2020 
(BGBl. I, S. 440) i. V m. § 43 des Gesetzes zum Schutz 
der Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutz
gesetz - LNatSchG NRW) vom 15.11.2016 (GV NRW. 
S. 934/SGV NRW 791), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 26.03.2019 (GV NRW. S. 193, ber. S. 
214),
der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und Be
fugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden
gesetz - OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.05.1980 (GV NW. S. 528), zuletzt geändert durch Ar
tikel 2 des Gesetzes vom 19.12.2019 (GV NRW. S. 995), 
der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 
zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habi- 
tat-Richtlinie - FFH-Richtlinie) (ABI. EG Nr. L 206 
S. 1), zuletzt geändert durch Art. 1 ÄndRL 2013/17/EU 
vom 13.05.2013 (ABI. Nr. L 158 S. 193),

und
der Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 30.11.2009 über die Erhaltung 
der wildlebenden Vogelarten (Vogelschutzrichtlinie) 
(ABI. EG Nr. L 20 S. 7 - 25), zuletzt geändert durch Art. 
1 ÄndRL 2013/17/EU vom 13.05.2013 (ABI. Nr. L 158 
S. 193), 

wird verordnet:

§1
Gegenstand der Verordnung

(1) Das in § 2 Nr. 1 näher bezeichnete Gebiet wird zum 
Zwecke des Naturschutzes für die Dauer von zwei Jah
ren einstweilig sichergestellt.

(2) Die einstweilige Sicherstellung erfolgt
a) zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung 

von Lebensstätten, Biotopen und Lebensgemein
schaften;

b) zum Schutz und zur Entwicklung der an diese Le
bensräume angepassten Lebensgemeinschaften von 
zum Teil stark gefährdeten Pflanzen- und Tierarten;

c) zur Bewahrung und Wiederherstellung eines güns
tigen Erhaltungszustandes aller im Gebiet vorhan
denen natürlichen Lebensräume und wildlebenden
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Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem 
Interesse gern. Art. 4 Abs. 4 i. V. m. Art. 2 der 
FFH-Richtlinie.

§2
Örtlicher Geltungsbereich

Die einstweilige Sicherstellung des Naturschutzgebietes 
„Davert“ auf dem Gebiet der Stadt Münster umfasst die 
Grundstücke, die mit der „Ordnungsbehördlichen Verord
nung zur Ausweisung des Gebietes „Davert“, Stadt Münster, 
als Naturschutzgebiet vom 23.10.2001, veröffentlicht im 
Amtsblatt Nr. 44 für den Regierungsbezirk Münster vom 
03.11.2001 und Amtsblatt Nr. 18 für den Regierungsbezirk 
Münster vom 03.05.2002, unter Schutz gestellt worden sind. 
Die genauen Grenzen des einstweilig sichergestellten Ge
bietes ergeben sich aus der bisherigen Verordnung mit ihren 
Anlagen.

§3
Inhalt des Schutzes

In dem geschützten Gebiet sind, soweit § 4 nicht etwas an
deres bestimmt, die in der bisher geltenden Verordnung ge
nannten Handlungen verboten.

§4
Nicht betroffene Tätigkeiten

Unberührt bleiben die in der o. g. Verordnung genannten 
Tätigkeiten.

§5
Befreiungen

Befreiungen können im Umfang der o. g. Verordnung nach 
den Regelungen des § 67 BNatSchG zugelassen werden.

§6
Bußgeld- und Strafvorschriften

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 BNatSchG und § 77 
LNatSchG NRW handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs
sig gegen die Verbote dieser Verordnung verstößt.

(2) Nach § 78 Abs. 1 LNatSchG NRW können Ordnungs
widrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 EUR 
geahndet werden.

(3) Unabhängig von den Regelungen des Landesnatur
schutzgesetzes finden die Regelungen der §§ 69, 71 und 
71 a BNatSchG sowie des § 329 Abs. 3-6 Strafgesetz
buch (StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.11.1998 (BGBl. I S. 3322), in der jeweils gültigen 
Fassung Anwendung.

§7
Verfahrens- und Formvorschriften

Gemäß § 43 Abs. 4 LNatSchG NRW gilt:

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des 
Landesnaturschutzgesetzes und des Ordnungsbehörden
gesetzes kann gegen diese Verordnung nach Ablauf eines 
Jahres nach ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn,
a) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet wor

den oder
b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Be

zirksregierung Münster - höhere Naturschutzbehörde - 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

§8
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt einen Tag nach ihrer Verkündung im 
Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in Kraft.
Münster, . 11.2021 Bezirksregierung Münster

- Höhere Naturschutzbehörde - 
51.1 -008-M S/2020.0001

Dorothee Feiler 
Abi. Bez.Reg. Mstr. 2021 S. 361-362

218 Ordnungsbehördliche Verordnung zur einst
weiligen Sicherstellung des Naturschutzgebietes 
„Davert“, Stadt Drensteinfurt, Kreis Warendorf 
im Regierungsbezirk Münster

Aufgrund
des § 22 Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz - BNat
SchG in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I, S. 
2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 04.03.2020 (BGBl. I, S. 440) i. V m. § 43 des Ge
setzes zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen 
(Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG NRW) vom 
15.11.2016 (GV NRW. S. 934/SGV. NRW 791), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26.03.2019 
(GV NRW. S. 193, ber. S. 214),
der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und Be
fugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden
gesetz - OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.05.1980 (GV. NW. S. 528), zuletzt geändert durch Ar
tikel des Gesetzes vom 19.12.2019 (GV NRW. S. 995),
der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 
zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habi- 
tat-Richtlinie - FFH-Richtlinie) (ABI. EG Nr. L 206 
S. 1), zuletzt geändert durch Art. 1 ÄndRL 2013/17/EU 
vom 13.05.2013 (ABI. Nr. L 158 S. 193),

und
der Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 30.11.2009 über die Erhaltung 
der wildlebenden Vogelarten (Vogelschutzrichtlinie) 
(ABI. EG Nr. L 20 S. 7 - 25), zuletzt geändert durch Art.
1 ÄndRL 2013/17/EU vom 13.05.2013 (ABI. Nr. L 158 
S. 193), 

wird verordnet:

§1
Gegenstand der Verordnung

(1) Das in § 2 Nr. 1 näher bezeichnete Gebiet wird zum 
Zwecke des Naturschutzes für die Dauer von zwei Jah
ren einstweilig sichergestellt.

(2) Die einstweilige Sicherstellung erfolgt
a) zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung 

von Lebensstätten, Biotopen und Lebensgemein
schaften;

b) zum Schutz und zur Entwicklung der an diese Le
bensräume angepassten Lebensgemeinschaften von 
zum Teil stark gefährdeten Pflanzen- und Tierarten;

c) zur Bewahrung und Wiederherstellung eines güns
tigen Erhaltungszustandes aller im Gebiet vorhan
denen natürlichen Lebensräume und wildlebenden



Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 363

Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem 
Interesse gern. Art. 4 Abs. 4 i. V. m. Art. 2 der 
FFH-Richtlinie.

§2
Örtlicher Geltungsbereich

Die einstweilige Sicherstellung des Naturschutzgebietes 
„Davert“ auf dem Gebiet der Stadt Drensteinfurt, Kreis 
Warendorf umfasst die Grundstücke, die mit der „Ord
nungsbehördlichen Verordnung zur Ausweisung des Ge
bietes „Davert“, Stadt Drensteinfurt, Kreis Warendorf 
als Naturschutzgebiet vom 23.10.2001, veröffentlicht im 
Amtsblatt Nr. 44 für den Regierungsbezirk Münster vom 
03.11.2001 unter Schutz gestellt worden sind.
Die genauen Grenzen des einstweilig sichergestellten 
Gebietes ergeben sich aus der bisherigen Verordnung mit 
ihren Anlagen.

§3
Inhalt des Schutzes

In dem geschützten Gebiet sind, soweit § 4 nicht etwas 
anderes bestimmt, die in der bisher geltenden Verordnung 
genannten Handlungen verboten.

§4
Nicht betroffene Tätigkeiten

Unberührt bleiben die in der o. g. Verordnung genannten 
Tätigkeiten.

§5
Befreiungen

Befreiungen können im Umfang der o. g. Verordnung 
nach den Regelungen des § 67 BNatSchG zugelassen 
werden.

§6
Bußgeld- und Strafvorschriften

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 BNatSchG und 
§ 77 LNatSchG NRW handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig gegen die Verbote dieser Verordnung ver
stößt.

(2) Nach § 78 Abs. 1 LNatSchG NRW können Ordnungs
widrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 
EUR geahndet werden.

(3) Unabhängig von den Regelungen des Landesna
turschutzgesetzes finden die Regelungen der §§ 69, 
71 und 71 a BNatSchG sowie des § 329 Abs. 3-6 
Strafgesetzbuch (StGB) in der Fassung der Bekannt
machung vom 13.11.1998 (BGBl. I S. 3322), in der 
jeweils gültigen Fassung Anwendung.

§7
Verfahrens- und Formvorschriften

Gemäß § 43 Abs. 4 LNatSchG NRW gilt:
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesnaturschutzgesetzes und des Ordnungsbehör
dengesetzes kann gegen diese Verordnung nach Ablauf 
eines Jahres nach ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn,
a) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet 

worden oder
b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Bezirksregierung Münster - höhere Naturschutzbe
hörde - vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts

vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

§8
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt einen Tag nach ihrer Verkündung im 
Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in Kraft. 
Münster, . 11.2 021 B ezirksregierung Münster

- Höhere Naturschutzbehörde - 
51.1-01 l-WAF/2021.0001

1 : OaJKu
Dorothee Feiler 

Abi. Bez.Reg. Mstr. 2021 S. 362-363

219 Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster Münster, den 26.10.2021
500-53.0043/21/4.1.16 Domplatz 1-3, 48143 Münster

dez5 3 @brms .nrw.de
Die Firma Evonik Operations GmbH, Paul-Baumann-Str. 
1, in 45772 Marl hat die Genehmigung zur wesentlichen 
Änderung einer Anlage zur Herstellung unterschiedlicher 
Katalysatoren auf dem Grundstück Paul-Baumann-Str. 1 in 
45772 Marl (Gemarkung Marl, Flur 56, Flurstück 45, 60) 
beantragt.
Gegenstand des Antrages ist im Wesentlichen die Herstel
lung von Titansilikalitpulver, die Errichtung und der Betrieb 
der dafür notwendigen Apparate, die Optimierungen im be
reits bestehenden Verfahren sowie die Stilllegung und der 
Rückbau von Anlagenteilen.
Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun
des-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) und den Be
stimmungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm
SchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften.
Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt.
Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich
keitsprüfung bedarf.
Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass 
die relevanten Abgasströme einer Reinigung unterzogen 
werden, sodass die luftseitigen Emissionsgrenzwerte einge
halten werden. Trotz dem zusätzlich anfallenden Abwasser
strom ist eine Gewässerverunreinigung nicht zu erwarten. 
Die Abwassersituation bleibt im zugelassenen Rahmen der 
bestehenden Einleiterlaubnis des Chemieparks Marl. Eine 
signifikante Änderung der Lärmsituation ist mit dem Vorha
ben nicht verbunden.
Das Vorhaben beeinträchtigt die im Einwirkungsbereich be
findlichen ökologisch empfindlichen Gebiete nicht.
Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltaus
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten.
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Im Auftrag 
gez. Krovjakov 

Abi. Bez.Reg. Mstr. 2021 S. 363


